Fall 8: Die Rosen des Nebenbuhlers
A möchte seiner Freundin F anlässlich von deren Geburtstag einen schönen Blumenstrauß kaufen. Er begibt sich daher in den Blumenladen des L, wo er sich er sich zunächst umsieht. Auf einem Regal findet er einen fertigen Strauß roter Rosen, an dem mit einer Nadel ein unverschlossener Briefumschlag befestigt ist. Auf dem Umschlag stehen Name und Adresse der F. A geht zutreffend davon aus, dass sein Nebenbuhler B diesen Strauß erworben und den L beauftragt hat, ihn der F zu liefern. Als L wegen einer anderen Kunden abgelenkt ist, öffnet A den Briefumschlag, nimmt die Glückwunschkarte des B heraus, steckt seine eigene Visitenkarte herein und heftet den Umschlag mit der Nadel wieder am Strauß fest. Dann verlässt er lächelnd den Laden und wirft die Karte draußen weg. Am frühen Nachmittag wird der Strauß der F durch L überreicht, die sich danach überschwänglich bei A bedankt.
Strafbarkeit des A? Etwa erforderliche Strafanträge sind gestellt.

Lösungsskizze:

(Im Folgenden wird der Tatbestand historisch geprüft, also bezüglich der nacheinander erfolgten Handlungen: Öffnen des Briefumschlags, Herausnahme der Karte des B, Hereinstecken seiner Karte, draußen: Wegwerfen der Karte des B.)
I. Indem A den Briefumschlag öffnete, hat er sich nicht nach § 202 I Nr. 1 StGB (Verletzung des Briefgeheimnisses) strafbar gemacht, da der Briefumschlag nicht verschlossen (zugeklebt!) war.
II. Durch das Austauschen  der Glückwunschkarte kann A eine Urkundenfälschung (§ 267 I Var. 1 und 3 StGB) begangen haben.

1. Objektiver Tatbestand: Hierzu müsste A jedoch eine echte Urkunde verfälscht und gebraucht haben. Eine Urkunde ist eine verkörperte, menschliche Gedankenerklärung, die geeignet und bestimmt ist, im Rechtsverkehr Beweis zu erbringen und ihren Aussteller erkennen lässt (Tröndle/Fischer, 53. Aufl. 2006, § 267 Rn. 2). Die Geburtstagskarte alleine als verkörperte menschliche Gedankenerklärung hat jedoch alleine keinen Beweiswert, nur zusammen mit dem Blumenstrauß, so dass nur die Verbindung von Karte und Blumenstrauß eine (zusammengesetzte) Urkunde mit rechtlichem Erklärungswert sein kann. Hierzu ist jedoch erforderlich, dass die Urkunde mit dem Augenscheinsobjekt, auf das sich ihr Erklärungsinhalt bezieht, räumlich fest zu einer „Beweiseinheit“ verbunden ist (Sch/Schr/Cramer/Heine, 27. Aufl. 2006, § 267 Rn. 36 a; weitere Beispiele: Autokennzeichen am Bezugsobjekt Auto, Preisschild am Bezugsobjekt Ware). Das bloße Befestigen mit einer Nadel genügt für eine feste Verbindung nicht aus.

2. Ergebnis: A hat sich nicht nach § 267 I Var. 1 und 3 StGB strafbar gemacht.

III. Mangels Urkundsqualität von Glückwunschkarte und Blumenstrauß konnte eine derartige Urkunde auch nicht durch Beseitigung der Karte und damit eines Teils einer zusammengesetzten Urkunde zerstört werden, so dass sich A hiermit auch nicht nach § 274 I Nr. 1 StGB (Urkundenunterdrückung) strafbar gemacht hat.
IV. A kann sich durch die Ansichnahme der Glückwunschkarte des B nach § 242 I StGB (Diebstahl) an der Glückwunschkarte strafbar gemacht haben.


1. Objektiver Tatbestand: A hat die Glückwunschkarte, eine für ihn fremde, bewegliche Sache an sich genommen und neuen Gewahrsam an sie begründet, sie somit weggenommen.

2. Subjektiver Tatbestand: Dies geschah zwar vorsätzlich. Fraglich ist aber, ob A bezüglich der Glückwunschkarte mit Zueignungsabsicht handelte. A hatte zwar die Absicht, den Eigentümer dauerhaft zu enteignen. Die Sachsubstanz wollte er sich jedoch nicht zueignen, er wollte die Karte nur entfernen, was sich in seinem späteren Wegwerfen der Karte zeigt. Auch einen in der Karte verkörperter wirtschaftlicher Wert wollte sich A nicht zueignen, so dass es an einer Zueignungsabsicht fehlt.

3. Ergebnis: A hat sich nicht nach § 242 I StGB strafbar gemacht.

V. Ein Diebstahl (§ 242 I StGB) am Blumenstrauß scheitert daran, dass alleine durch die Änderung der Karte im Umschlag hinsichtlich der Blumen kein Gewahrsamswechsel – der Gewahrsam lag noch immer bei L – eintrat.
VI. Hinsichtlich eines Betruges gegenüber F  (§ 263 I StGB) hat


1. A mit der Visitenkarte die F zumindest konkludent darüber getäuscht, dass er die Blumen für sie gekauft habe.


2. Hierüber hat F geirrt. 

3. F hat jedoch weder aus ihrem Vermöge verfügt noch über jenes der B, über dessen Vermögen sie zudem weder eine Verfügungsbefugnis besaß (sog. Befugnistheorie – vgl. Schünemann, GA 1969, 46 (53), Otto, ZStW 79 (1967), 59 (84) und Mitsch, BT II/1, 2. Aufl. 2003, § 7 Rn. 74) noch in dessen Lager sie stand (sog. Lagertheorie – BGHSt. 18, 221 (223 f.), BGH, NStZ 1997, 32 f., BGH, wistra 1998, 157 und Geppert, JuS 1977, 69 (72 f.)).
VII. A kann durch das Austauschen der Glückwunschkarte aber einen Betrug gegenüber L zum Nachteil des B (§ 263 I StGB) begangen haben.


1. Objektiver Tatbestand
a) Hierzu müsste A den L aber getäuscht haben, also eine Handlung vorgenommen haben, die einen Erklärungswert hinsichtlich von Tatsachen besitzt und auf die Vorstellung einer anderen natürlichen Person nach der Vorstellung des Täters final derart einwirkt, dass die Einwirkung zu einem Irrtum führt.
aa) Ausdrücklich hat A den L nicht darüber getäuscht, dass der Blumenstrauß namens des B an die F geliefert wird.

bb) Man könnte jedoch eine konkludente Täuschung im Verändern der Karte im Umschlag an den Blumen erblicken. Problematisch ist hierbei, dass § 263 I StGB mit den gesetzlichen Handlungsvarianten (Vorspiegelung falscher Tatsachen, Entstellung wahrer Tatsachen, Unterdrückung wahrer Tatsachen) zum Ausdruck bringt, dass Betrug ein Kommunikationsdelikt ist (Schmidhäuser, StuB BT, 2. Aufl. 1983, 11/8, LK/Tiedemann, 11. Aufl., § 263 Rn. 4 und MüKo-StGB/Hefendehl, § 263 Rn. 75). Eine Täuschung erfordert daher eine intellektuelle (kommunikative) Einwirkung auf das Vorstellungsbild des Getäuschten, also eine Handlung mit Erklärungswert – eine bloße Sachverhaltsveränderung genügt nicht (vgl. nur Rengier, BT I, 8. Aufl. 2006, § 13 Rn. 5, Sch/Schr/Cramer/Perron, 27. Aufl. 2006, § 263 Rn. 37, LK/Tiedemann, 11. Aufl., § 263 Rn. 4, 22, MüKo-StGB/Hefendehl, § 263 Rn. 75; aA SK-StGB/Hoyer, § 263 Rn. 24: eine Sachverhaltsänderung genüge nur dann nicht, wenn hiermit das Bezugsobjekt einer bereits vorhandenen Vorstellung geändert und so die Vorstellung unrichtig werde). Mit dieser kann zwar auch ein Irrtum herbeigeführt werden, diese Handlungen werden jedoch abschließend in den besonderen Fälschungsdelikten (vgl. §§ 267 ff. StGB) erfasst.
Hier änderte A den Bezugspunkt „Blumenstrauß mit Karte“ der Vorstellung des L, einen Erklärungswert gegenüber L hatte dies (auch nach der Minderansicht von Hoyer) nicht. A hat somit keine aktive Täuschung begangen.

cc) Es verbleibt daher die Möglichkeit einer Täuschung durch Unterlassen. 
(1) Dass diese grundsätzlich möglich ist (verneinend Samson/Horn, NJW 1970, 593 (596 f.) und Grünwald, H. Mayer-FS (1966), 281 (291)), ist inzwischen anerkannt, was sich insbesondere in der Schaffung von Unterlassungstatbeständen innerhalb der Betrugsdelikte (so in §§ 264a I letzte Variante, 265 b I Nr. 2 StGB) zeigt (ausführlich hierzu NK-StGB/Kindhäuser, § 263 Rn. 181 ff.). 
(2) Die nach § 13 StGB erforderliche Aufklärungspflicht/Garantenstellung folgt aus dem pflichtwidrigen Vorverhalten (Ingerenz; beachte: hierfür genügt die Herbeiführung einer Gefahrenlage / Gefahrerhöhung!) in Form der Manipulation der Glückwunschkarte. 
(3) Problematisch könnte einzig sein, ob dieses Unterlassen dem Tun entspricht (§ 13 I StGB - Entsprechungsklausel). So könnte man verlangen, dass auch das Unterlassen einen Erklärungswert aufweisen müsste (so Herzberg, Die Unterlassung im Strafrecht und das Garantenprinzip (1972), S. 70 ff.), an dem es vorliegend fehle. Derartiges ist beim Unterlassen jedoch nicht zu fordern. Zum einen wird die Rechtsfigur der Täuschung durch Unterlassen so entbehrlich, da ein Verhalten mit Erklärungswert bereits eine konkludente Täuschung darstellen würde; bestraft wird zum anderen gerade nicht die durch das Schweigen „erklärte“ Lüge, sondern das Schweigen selbst trotz bestehender Aufklärungspflicht, an die enge Maßstäbe (besonderes Vertrauensverhältnis) angesetzt werden (vgl. MüKo-StGB/Hefendehl, § 263 Rn. 194). Die Modalitätenäquivalenz wird vielmehr dadurch erreicht, dass insbesondere eine Garantenstellung aus Ingerenz nur ausreicht, wenn der Irrtum des Opfers auf den Täter als falsche Informationsquelle zurückführbar ist (LK/Tiedemann, 11. Aufl., § 263 Rn. 74). Dies ist vorliegend der Fall, da A durch seinen Austausch den Irrtum bei L hervorruft, er würde Blumen ausliefern, für die nach außen B als Absender gilt.
b) Ob sich L hierüber überhaupt Gedanken macht ist fraglich, so dass ein diesbezüglicher Irrtum mit guten Gründen verneint werden könnte. Da jedoch das Verständnis „alles ist okay“ ausreicht, kn man einen dementsprechenden Irrtum auch bejahen (Beide Ansichten sind vertretbar. Da noch ein weiteres Problem in der Betrugsprüfung enthalten ist, soll hier der Irrtum bejaht werden. Dies ist grundsätzlich auch in einer Klausur zu empfehlen, da es fast keine Fälle gibt, die am Irrtum scheitern!). 
c) L verfügt über das Vermögen des B dadurch, dass er dessen bezahltes Geld als Erfüllung des Kauf- und Liefervertrages über den Blumenstrauß annimmt (§ 362 BGB).
c) Dies führt bei B, über dessen Vermögen L sogar eine Verfügungsbefugnis hat und in dessen Lager er aufgrund des Auftrags steht, zu einem Vermögensschaden, wenn das Geld als Erfüllung des Kaufvertrages (§ 362 I BGB) gilt und daher nicht zurückgefordert werden kann, B hierfür aber keine vergleichbare Leistung erhalten hätte: 
aa) Zwar werden für ihn an den Adressaten (F) Blumen im Gegenwert des Geldes geliefert, so das objektiv kein Vermögensschaden besteht.
bb) Ein Vermögensschaden ist jedoch auch dann gegeben, wenn die objektiv gleichwertige Gegenleistung für den Vermögensinhaber nach der Bewertung durch einen objektiven wirtschaftlichen Betrachter weniger wert ist. Entscheidend hierfür ist der vertraglich vorausgesetzte Zweck. Führt dieser dazu, dass die empfangene Gegenleistung hierfür nicht brauchbar ist, so liegt trotz Gegenleistung (wirtschaftlich) ein Schaden vor (vgl. LK/Tiedemann, 11. Aufl., § 263 Rn. 203 ff.; beachte aber: Schädigt sich der Täter derart selbst, dass er nur zur Erreichung eines Zwecks (ohne Gegenleistung!) über einen Teil seines Vermögens verfügt, dass wird nach der Zweckverfehlungstheorie ein Vermögensschaden nur angenommen, wenn der hiermit verbundene soziale (!) Zweck verfehlt wird!). Vorliegend sollte die Gegenleistung in der Lieferung eines Blumenstraußes an F als Geburtstagsgeschenk des B bestehen, der Strauß also den B als Urheber ausweisen. Hierfür war der Blumenstrauß mit der Karte des A aber unbrauchbar, so dass aufgrund dieser Verfehlung des vertraglich vorausgesetzten Zwecks ein Vermögensschaden des B liegt.

2. Subjektiver Tatbestand: A handelte vorsätzlich sowie mit Absicht stoffgleicher (Ersparnis des Preises für Blumenstrauß und Lieferung an F) und rechtswidriger Bereicherung.


3. Rechtfertigungs- und Entschuldigungsgründe sind hier – wie im Folgenden – nicht ersichtlich.


4. Ergebnis: A hat sich nach §§ 263 I, 13 I StGB gegenüber L zu Lasten des B strafbar gemacht.

VIII. Indem A die Karte am Blumenstrauß austauschte, schwang er sich aus der Sicht eines objektiven Dritten zum Eigentümer der Blumen auf, so dass er sich die Blumen (bis zur Weiterübereignung an F) zugeeignet hat. Dies geschah vorsätzlich, rechtswidrig und schuldhaft, so dass A sich nach § 246 I StGB (Unterschlagung) strafbar gemacht hat.
IX. Durch das Wegwerfen der Glückwunschkarte hat A vorsätzlich eine fremde Sache beschädigt, und sich somit nach § 303 I StGB (Sachbeschädigung) strafbar gemacht. Der nach § 303 c StGB erforderliche Strafantrag wurde gestellt.
X. Konkurrenzen und Gesamtergebnis: Die mit dem Betrug mit einer Handlung verübte Unterschlagung tritt hinter diesen aus Gründen formeller Subsidiarität zurück. Der Betrug und die anschließende Sachbeschädigung erfolgten mit zwei Handlungen, so dass sie in Tatmehrheit stehen. A hat sich somit nach §§ 263 I, 13 I; 303 I; 53 I StGB strafbar gemacht (Anm.: Auch die Annahme, dass die Sachbeschädigung als mitbestrafte Nachtat zurücktritt, ist selbstverständlich vertretbar!).
